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Deutſchland. 
Berlin, 8. Mai. Meine geſtern ausgeſprochene Erwar- 
tung, daß die preußiſche Regierung vor weiterem Eingehen auf den 
Dauptpunlt die Aufmerkſamkeit der Konferenzmitglieder wohl auf 
die fortgeſetzten franzöſſſchen Rüſtungen lenken und zu einer befrie⸗ 
genden Garantie für eine angemeſſene Begrenzung der milltärt⸗ 
ſchen Drganifationsthätigkeit Frankreichs drängen werde, findet heute 
auch in der „Prov.-Corr.“ Beſtätigung, welche erklärt: „nur in einer 
ſchleunigen frledlichen Entſcheidung durch die Konferenz werde die 
breußiſche Regierung die Möglichkeit finden, von jonftigen Sicher⸗ 
eitsmaßregeln abzuſcben“. Auch die Reife des preußiſchen Militär- 
bevollmächtigten am franzöſiſchen Hofe zur Konferenz nach London, 
laßt der Vermuthung Raum, daß man bei etwaiger Erörterung der 
ſranzöſtſchen Nüftungen die zuverläſſigſten Nachweiſe in Bereltſchaft 
aben will. Sollte übrigens wirklich die Befürchtung begründet 
ein, daß Kaiſer Napoleon durch fein Eingeben auf die Konferenz- 
orſchläge zu weiterer Vervollſtändigung ſeiner Kriegsvorbereftungen 
nur habe Zeit gewinnen wollen, jo dürfte dies in jeder Beziehung 
eine höchſt verfehlte Spekulation zu nennen ſein, und ſchon dieje 
zu Tage liegende Erfolgloſigkeir der Berechnung berechtigt zum ent: 
ſchledenſten Zwelfel, daß ein jo ſcharfſinniger Staatsmann wie ditſer 
apoleon jo ungeſchickt ſpekuliren werde. Der einzige Zweck die- 
es Manövers könnte Zeitgewinn fein und vorauoſichtlich nur ein 
lehr unbedeutender; denn daß die preußiſchen Staatsmänner ſich 
durch ſolche Liſt längere Zeit täuſchen laſſen würden, konnte doch 
lemand ernſtlich erwarten. Dieſen Gewinn von wenigen Tagen 
elt würde aber Frankreich mit den ſchwerſten Opfern erkauft haben. 
N den Augen von ganz Europa, ſowohl der Regierungen wie der 
Völker, würde ſich Frankreich damit als böswilliger frtvoler Frie- 
ensſtörer kompromittirt und die öffentliche Stimme gegen ſich ge- 
teizt haben, während Preußen umgekehrt als der friedliebende, zur 
ermittelung geneigte, hintergangene und rechtswidrig angegriffene 
taat unbedingt das Gewicht der öffentlichen Meinung für 
haben, bei Vertheldigung feines und Deutſchlands bedroh⸗ 
ten Rechtes nur um ſo ſicherer auf die begeifterte Er- 
bebung der deutſchen Nation gegen den frivolen An- 
Breifer rechnen könnte. Frankreich würde alſo durch ſolche Spe⸗ 
Fulation Nichts, Preußen dagegen ungemein Viel, die eclatanteſte 
echtfertigung feiner Haltung und dle Sympathie ganz Europas 
gewinnen. Sollte Katſer Napoleon ſolcher polttſchen Rechenfehler 
ſic ſchuldig machen? Es iſt dies ſchwer zu glauben. Und doch fallen 
die beutigen Meldungen über Seerüſtungen, Aushebung von Matro- 
en, Ausrüſtung der ins Lager zu Chalons dirigirten Mann- 
ſchaſten mit Kriegsmunitlon, Befehle an Eiſenbahn Direktionen 
zur Bereitftellung aller Transportmittel für die Armee u. |. w. 
zu Gunſten der Peſſimiſten ins Gewicht. — Nach dem Bericht über 
das Berliner Produktengeſchäft von 1866 ſind 28,440,000 Quart 
Spiritus in Verkehr gekommen gegen 29,079,000 Quart pro 1865. 
Trotzdem hat der Verkehr des Jahres 1866 das Vorjahr über⸗ 
Riegen, weil der Beſtand am 1. Januar 1866 noch 2 Millionen 
uart, am 1. Januar 1867 aber nur 200,000 Quart betrug. 
's Ausland find 17,329,000 zollamtlich abgefertigt worden, wo⸗ 
don 12,279,000 per Hamburg. 

Berlin, 9. Mai. Der König Georg von Griechenland 
wurde bel der geſtern Abend erfolgten Ankunſt von Paris ganz in 
derſelben Weife empfangen, wie kürzlich der König der Belgler. 
inter den vielen Perſonen, die zum Empfange auf dem Bahnhofe 
anweſend waren, befanden ſich auch der helleniſche Geſandte Fürſt 
yſtlanti, die däniſche Geſandtſchaft ꝛc. Der König geleitete den 
ohen Gaſt ins Schloß, wo auch das Souper eingenommen wurde. 

— Nach dem hierüber veröffentlichten Nachweis ſind in dem 
vorjährigen Kriege nicht weniger als 21 preußiſche Fahnen und 4 

tandarten, theils in der Spitze und mehrere ſogar zwei- und drei 
mal von feindlichen Kugeln getroffen worden. 

— Der zum Referenten für die Schlußberathung des Geſetz⸗ 
Entwurfs wegen Ausführung des Geſetzes vom 28. September 1866, 
betreffend den durch den Krieg von 1866 hervorgerufenen außer- 
ordentlichen Geldbedarf der Militär- und Martneverwaltung und 
die Dotirung des Staatsſchatzes ernannte Abg. v. Fock, hat den 
Antrag geſtellt: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchlleßen, 
den vorſtehend bezeichneten Geſetz-Eutwurf unverändert anzu⸗— 
nehmen.“ 

Berlin, 8. Mal. Ueber Englands Bereitwilligkeit, ſichere 
Garantieen der Neutralifirung zu übernehmen, ſollen noch feine 
zuverläſſigen Nachrichten vorliegen, wodurch Zweifel an dem balti- 
gen günſtigen Reſultate der Konferenz, die aber wohl peſſtmiſtiſch 
übertrieben ſind, ihre Erklärung finden. 

— Die „Börſenzeitung“ ſchreibt: Wenn der Irlede in den 
nüchſten Tagen nicht geſichert wird, iſt die Ausgabe von Schatzan⸗ 
welfungen nach Maßgabe des Geſetzes vom 28. September beab- 
chtigt und vorbereitet. Es find Verhandlungen mit Bankiers 
wegen Begebung der Anleihe im Gange. 


Berlin, 8. Mai. (Haus der Abgeordneten.) 6. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. Lasker für die Vorlage, ift Anfangs abſolut unverſtändlich. 
Er wendet ſich gegen den Abg. Michelis, „aus deſſen Berg von Worten ſich 
geſtern ſchließlich eine Maus entwickelt hat“; Redner führt die Gründe an, 
warum jener Abgeordnete ihn und noch zwei andere für Abtrünnige erklärt 
abe. Es liege im Intereſſe der liberalen Partei, die mangelhaften Stel- 
len der Verfaſſung nicht ſo ſehr hervorzuheben. Redner wird vielfach durch 

zeiſallsäaußerungen des Centrums und der Rechten unterbrochen. Er wiſſe 
nicht, wie man Militärverträgen einen Vorzug geben könne vor einer Ver⸗ 
aſſung. Der Bruch einer Verfaſſung ſei Hochverrath, deſſen werde ſich 
wohl kein Fürſt ſchuldig machen, trotz der aus dem früheſten Mittelalter 
ergenommenen Theorie des Abg Virchow, daß eine Verfaſſung nicht ge⸗ 
rochen werden konne, weil ein Eid darauf geleiftet jei. (Bravo!) Der 
2 die deutſchen Kleinſtaaten hier im Abgeordnetenhauſe und Herren 
hauſe mit vertreten zu laſſen, fei doch ee zumal die Regierungen 
vertreten werden müßten, nicht dem Einkammerſyſtem des Reichstages vor⸗ 
zuziehen. Was den dritten Weg anlangt, einen Bundesſtaat zu gründen, 
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ſo frage er, was man denn gethan habe? Dr. Löwe habe aber ein Staa⸗ 
tenhaus gewollt, dagegen müſſe er ſich entſchieden ausſprechen. (Graf Bis- 
marck erſcheint am Miniſtertiſch.) Die Zukunft werde richten und ihm und 
ſeinen Freunden Gerechtigkeit widerfahren laſſen. Es ſei von ungeheurem 
Werthe, daß Männer von anerkannt liberaler Geſinnung und unzweifel- 
haft ehrenwerthem Charakter, trotz ihrer Mängel der Verfaſſung zuſtimmten. 
(Bravo!) Aber man möge das Volk nicht täuſchen und ſagen, die Verfaſ⸗ 
fung ſei durch die Amendirungen nur noch verſchlechtert. Man möge eben 
nicht ſchwarz, unendlich ſchwarz malen. Auch er fei für Miniſter⸗Verant⸗ 
wortlichkeit geweſen. Hier wie da ſei dieſelbe im Prinzipe ausgedrückt, 
aber jo wenig hier wie da ſtrafrechtlich verfolgbar. Die civilrechtliche Ver⸗ 
autwortlichkeit ſtehe faſt ebenſo in der norddeutſchen Verfaſſung wie in der 


preußiſcheu, er ſelbſt habe die Worte abgeſchrieben. Die Frage, wer und 


wofür verantwortlich gemacht werden ſolle, ſei feſtgeſtellt. Nach der Ver⸗ 
faſſung des norbbentfigen Bundes ſollte der Bundeskanzler verantwortlich 
ſein; im preußiſchen Grundgeſetz ſeien die Miniſter nur für Beſtechung 
und Verrath verantwortlich, für weniger könne auch die norddeutſche Ver⸗ 
faſſung fie nicht verantwortlich machen. Die Frage, in welcher Weiſe die 
Verantwortlichkeit geltend gemacht werden ſolle, fehle in beiden Verfaſſun⸗ 
gen. Er habe gegen dieſe Beſtimmungen nur Widerſtand geleiſtet, weil 
man geglaubt habe, der Bundeskanzler werde es nicht vermögen wegen der 
Fülle der Geſchäfte. Graf Bismarck habe aber erklärt, er wolle alle Ge⸗ 
ſchaͤte an ſich ziehen, und die einzelnen Miniſter zum Mitarbeiten heran⸗ 
ziehen. Man werde es deshalb nur mit dem Bundeskanzler zu thun ha⸗ 
ben, wenn er ſich auch vertreten laſſe. Der Präſenzſtand der Armee ſei 


nicht, — man müſſe fortwährend gegen dieſe Meinung ſtreiten, — in alle 


Ewigkeit feſtgeſtellt, ſondern nur bis 1871. Die Linke verleugne das und 
bringe immer und immer wieder jenen Vorwurf vor, es helfe dagegen nur, 


daß die 10 J die Berichte leſen möchten. (Heiterkeit links.) Redner 
l 


wendet ſich zu dem Ujeſt'ſchen Amendement und widerlegt den Dr. Virchow, 
der daſſelbe geſtern offenbar nicht gekaunt habe. Redner erzählt die Vincke⸗ 
ſche bekannte Bekämpfung des Amendements, ſetzt auseinander, daß er nach 
Binde für das Amendement geſprochen und darauf vom Abg. v. Blancken⸗ 
bur 
ßiſchen 1 Darauf habe auch Graf Bismarck gegen das Amendement 
geſprochen. Und nun erhebe man hier den Vorwurf, das qu. Amendement 
vergebe das preußiſche Ausgabebewilligungsrecht. Das letztere ſei ganz 
ebenſo nur wie in der nord eutſchen Berſaſſung. Darnach ſei Alles . 
wahrt; „gewahrt die friedliche Einigung, gewahrt ſogar die Möglichkeit 
eines Konflikts.“ (Laute andauernde Heiterkeit und Beifall. Unruhe links.) 
Redner wendet ſich noch gegen Ausführungen Virchows, betreffend die 
Details der Militärausgaben. Der Streit zwiſchen zwei Hälften der libe⸗ 
ralen Partei ſei nicht neu. Bereits ſeit 1864 ſchreibe er ſich her, als man 
für den Auguſtenburger theilweiſe Partei ergriffen und ſich um die Ver⸗ 
legenheiten der Regierung nicht bekümmert habe. (Hört! Hört!) Redner 
führt Speclalien an und eitirt Aeußerungen und Meinungen von Mitglie⸗ 
dern ber Fortſchrittspartei. Er hofft ſchließlich, daß die Geſchichte ihm und 
ſeinen Freunden Gerechtigkeit N laſſen werde. Er ſchließt unter 
dem mächtigſten Applaus, wie er u erhaupt die größte Aufmerkſamkeit des 
ganzen Hauſes auf ſich gezogen hatte und fortwährend durch Beifall unter⸗ 
brochen wurde. . 
Miniſter⸗Präſident Graf v. Bismarck: Nur auf den ausdrücklichen 
Wunſch des Herrn Vorredners ergreife ich das Wort, um kurz im Namen 
der Königlichen Regierung zu erklären, daß es niemals die Abſicht gewefen 
ift und hat ſein können, die Finanzwirthſchaft des norddeutſchen Bundes fo 
ehen e als ob kumulativ neben den Steuern, die fir die Reichskaſſe 
eingehen, außerdem noch 225 % für jeden Kopf innerhalb der gefetsmäßigen 
Ziffer des Heeres gezahlt werden ſollten, ſondern daß immer nur die Mei⸗ 
nung die geweſen iſt, daß derjenige Antheil von den 225 % pro Kopf, 
der durch den Ueberſchuß der Reichsſteuern über die ſonſt noͤthigen Aus: 
gaben nicht gedeckt wird, durch Matrikular⸗Umlagen zu beſtreiten ſei. Ich 
würde bereits geſtern nach der Rede des Herrn Abg. Virchow dieſe Berich⸗ 
tigung angebracht haben, wenn ich meinerſeits mich zu dem Gedanken hätte 
erheben können, daß der Abg. Virchow dieſe Anſicht, auf die vor ihm weder 
im Reichstage, noch ſonſt wo Jemand gekommen iſt, im Eruſte ausge⸗ 
ſprochen hätte. — Abg. Frhr. v. Hoverbeck: Die Lente, welche voraus⸗ 
chtlich Mitglieder des Bundesrathes werden, haben einerſeits die Funktionen 
einer erſten Kammer, andererſeits ſind ſie zugleich Verwaltungschefs. Stel⸗ 
len Sie ſich vor, daß unſer Herrenhaus zur Regierung und zwar zur un⸗ 
verantwortlichen Regierung des Landes berufen würde, und Sie werden ein 
Bild des künftigen Bundesrathes haben. Die Verantwortlichkeit des Bun⸗ 
deslanzlers, überhaupt nur ein Schein, wird außerdem noch dadurch ganz 
illuſoriſch gemacht, daß derſelbe nur die Befehle des un verantwortlichen 
Bundesfeldherrn und des unverantwortlichen Bundesrathes auszuführen hat. 
Auch in Preußen waren die Beſtimmungen hierüber n aber es 
waren doch inne Ling die Keime zu einer genügenden Verantwortlichkeit 
da. Statt dieſelben weiter zu entwickeln, haben Sie dieſel ben ganz getödtet. 
— Alle Vortheile des allgemeinen, direkten Wahlrechts werden durch die 
Beſchränkung des paſſiven Wahlrechts aufgehoben, und jo das ganze Re⸗ 
ſultat gefälſcht. Wenn außerdem die Regierung immer fo verfährt, wie 
bei den Wahlen zum letzten Reichstage, ſo kann von geheimer Abſtimmung 


gar nicht die Rede fein. — Redner geht nun auf die Bundeskrie sverfaſſung, 


ein, die für ihn der Hauptgrund ſei, die ganze Verfaſſung abzulehnen. Sie 
ene e ua e des n die 8 bel eee 
r wohl noch erhe önne, während die jetzige Prä i 
den Frieden gefährde. ie l e 
„Ein von drei Seiten eingebrachter Antrag auf Schluß der General⸗ 
Wenn wird faſt einſtimmig angenommen. Es folgen perſönliche Be- 
merkungen. f 
4% Abg. Dr. Michelis (Allenſtein): Ich habe den Abg. Reichenſperger 
citirt, nicht, als ob ich die Integrität feines Gewiſſens anzweifelte, ſondern 
weil ich trotz „meines pbifofophifehen Scharfſinnes“ keine beffere Motivirung 
meines Votums finden konnte, als ſie mir ſein Vortrag im Reichstage bot. 
Einige Bemerkungen habe ich noch gegen den jlldiſchen Abgeordneten für 
Berlin zu machen. ‚(Heftige Unterbrechung. Präſident v. Forckenbeck: 
Dieſe Bezeichnung eines Abgeordneten als eines jüdischen finde ich nicht 
parlamentariſch.) Ich habe ſie nur gewählt, weil der Herr Abgeordnete 
mich als geiſtlichen Abgeordneten bezeichnet hat. (Präſident v. Forcken⸗ 
beck: Etwas Anderes iſt es, den Stand, etwas Anderes die Religion eines 
Abgeordneten zu bezeichnen. Darum habe ich den Herrn Redner korrigirt, 
aber nicht den Herrn Abg. Lasker.) Es iſt ein Juſatz des Herrn Abg. 
Lasker, wenn er mich ſagen läßt, nur die Streichung der Diäten beſtimme 
mein negatives Votum. Ich hatte dieſe Beſtimmung nur hervorgehoben, 
um an ihr die Hartnäckigkeit der Regierung nachzuweiſen. Was die Ge⸗ 
ſiunung der drei von mir erwähnten Abgeordneten betrifft, ſo habe ich ſie 
nicht denuneirt, ſondern nur konſtatirt, was das ganze Publikum weiß und 
wovon fie bereits deutliche Beweiſe erhalten haben. 
merkung war das nicht, ſollte es auch durchaus 
e darin. 
ums berechnet. 
unter.) 


Abg. v. Blanckenburg erklärt in einer Entgegnung freundlicher, nicht 
aggreſſiver Natur gegen den Abg. Lasker ſein Verhalten zu dem Amende- 
nient n n — Abg. Lasker gegen Michelis: Die Bezeichnung 
zromme“ Bemerkung ſollte allerdings den Gegenſatz dazu ausdrücken. Es 
iſt nichts Geringes, wenn in einer öffentlichen Verſammlung Jemanden 
der Vorwurf gemacht wird, daß er nicht nur feine Geſinnung wechſele, 
ſondern ſogar, daß kein Verlaß auf ihn ſei, und das leider unter dem Bei⸗ 
fall einiger Mitglieder. Der Herr Abgeordnete hat Recht, wenn er heute 


nicht ſein. Es war nichts 
Solche Ausdrücke ſind nur auf die Unkunde des Publi⸗ 
(Der Reſt der Worte geht in dem allgemeinen Lärm 


den 9. Mai. 


den Vorwurf erhalten habe, daſſelde enthalte ja den ganzen preu⸗ 


entwickelte Verantwortlichkeit des Miniſteriums nicht enthält, 


Eine „fromme“ Ber 
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ſagt, die Bemerkung ſei keine fromme geweſen. — Auf ein Privatgeſpräch 
wäre ich nicht zurückgekommen, wenn nicht ein hervorragender Redner auf 
der Tribüne denſelben Grund als einen politiſchen geltend gemacht hätte. 
— Ich darf al ſo annehmen, daß dies nicht feine Privatanſicht iſt und daß 
ich durchaus nicht die Diskretion verletze, wenn ich erzähle, daß mehrere 
politiſche Genoſſen denſelben Grund geltend gemacht haben. Aber nichts 
lag mir ferner, als das Motiv lächerlich zu machen. Wenn die Dinge 
durch ſich ſelbſt ab und zu lächerlich werden, fo iſt es nicht meine Schuld 
Ich wollte nur illuſtriren, wie ſchwer es ift, auf feiner politiſchen Meinung 
zu verharren, wenn man in feinen eugflen Kreiſen Vorwürfe und Gegen⸗ 
vorſtellungen dieſer Art zu erdulden hat, eine Lage, in der ich mich mit 


vielen meiner politiſchen Freunde befinde, in der bei jeder Aeußerung von 


liberaler Seite gegen uns der Regel nach in meiner Nähe ein Beifall zu 
entſtehen pflegt. — Nach einer Bemerkung Reichenſperger's gegen v. Hover⸗ 
beck erhält das Wort der Berichterſtatter, Abg. Tweſten: Ich hoffe, 
meine Herren, daß es nicht gelingen wird, die Verfaſſung des norddeutſchen 


Bundes zum Gegenſtand der Geringſchätzung und des Haſſes im Volke zu _ 


macheu, durch unwahre Behauptungen, die durch Schroffheit ihrer Auf⸗ 
ſtellung nicht wahr werben. Der Abg. Schulze hat mir einen durch Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit se gg vorgeworfen; ich darf dieſen Vorwurf wohl aber 
Denen zurückgeben, die ihr Leben nicht als Beobachter, ſondern als thätige 
Mitarbeiter an dem Einheitswerk verbracht haben und ſich jetzt weigern, 
die mißlungenen Verſuche wieder aufzunehmen. Die Majorität des Volkes 
iſt nicht gegen dieſe Verfaſſung. Zwar liegen einige gleichlautende Petitio⸗ 
nen vor, welche das preußiſche Abgeordnetenhaus auffordern, das beſchwo⸗ 
rene Verfaſſungsrecht des Landes zu wahren und nach einer Zeitungsnotiz 
von einem hervorragenden Mitgliede des Hauſes verfaßt ſein ſollen, das es 
in der 1 verſchmäht, feine Behauptungen durch Gründe zu motivicen 
oder den Thatſachen Rechnung zu tragen. Dieſe Petitionen ſind in Elbing 
mit 69 Unterſchriften verſehen, in Marienburg mit 29, in Königsberg mit 
111, in Breslau mit 134, in den Kreiſen Raſtenburg und Gerdauen mit 
77, im Kreiſe Fiſchhauſen mit 15 Unterſchriften. Ich gebe zu, daß ſich dieſe 
geringe Zahl bei einiger Anſtrengung gewiß vermehren ließe (Heiterkeit), 
emerke aber, daß die genannten Städte mit Ausnahme Breslau's ſämmt⸗ 
lich konſervative Abgeordnete gewählt haben, daß es alſo Minoritätsgut⸗ 
achten ſind. Der Abg. Waldeck hat erklärt, das preußiſche Volk wolle ſich 
durch die Beſchlüſſe des Reichstags nicht binden laſſen und habe in ſeiner 
Majorität für die Verfaſſung des Bundes keine Sympathien. M. H.! 
Der Reichstag hat die Verfaſſung angenommen mit 230 gegen 53 Stimmen, 
unter dieſen 53 waren 14 Nichtpreußen und 10 aus den neuen preußiſchen 
Provinzen. Die Abſtimmung der meiſten unter ihnen war mindeſtens nicht 
ausſchließlich durch liberale Erwägungen beſtimmt. Aus den alten preußi⸗ 
ſchen Provinzen haben ſich 29 gegen die Verfaſſung erklärt, darunter 11 
Polen, die unſere Kompetenz beſtreiten, polniſche Landestheile einem nord⸗ 
deutſchen Bunde einzuverleiben. Von den übrigen 18 gehören 10 dem 
Rheinland und Weſtfalen an, den übrigen Provinzen nur 8, darunter 
wiederum 5 der Stadt Berlin, ſämmtlichen übrigen öſtlichen Provinzen uur 
3, ſage drei Mitglieder. (Hört!) Der Referent geht nunmehr auf die 
Einwendungen gegen die Verfaſſung im Einzelnen ein und bemerkt u. A. 
Sr Löwe und Jacoby: der Süden wird durch die Verfaſſung nicht ausge⸗ 
15 offen. Alle Stimmen von dorther, die nicht durch großdentſche, öſterreichiſche 
oder ultramontane Sympathien geleitet werden, wollen ſich der deutſchen 
Einigung anſchließen mit oder unter der uns jetzt vorliegenden Ver⸗ 
faſſung. (Sehr richtig!) Nachdem die militäriſchen Bündniſſe bekannt ge⸗ 
orden, iſt es unmöglich geworden, zu glauben, daß der norddeutſche Bund 
ine Trennung von ünſeren ſüddeutſchen Freunden ſein könne, ſtatt viel⸗ 
mehr der erſte Schritt zur völligen Einigung. Dieſe Bündniſſe und die 
precäre Stellung des Zollvereins machen dem Sünden das Verharren in 
der Scheidung unmöglich, und die Schlußartikel der Verfaſſung regeln 
ſelbſt die künftigen Beziehungen, den Eintritt des Südens, fo daß die 
Ausſichten zur vollſtändigen Einheit niemals größer waren, als gerade jetzt. 
— Der Abg. v. Hoverbeck giebt dem Bundesrath einen Antheil an der 
Regierung des Bundes, die noch thatſächlich der Krone Preußeu gehört, 
und fragt, was werden würde, wenn das Herrenhaus mit in der Regierung 
Preußens ſäße. Der Bundeskanzler iſt verantwortlich als Organ der Krone 
Preußen, nicht des Bundesrathes. Da die preußiſche 1 die volle 
. o iſt Alles 
was von ihrem Vorzug in dieſer Beziehung gegen die des Bundes yejagt 
worden iſt, rein advokatiſch. Auch in der letzteren iſt die parlamentariſche 
und die eivilrechtliche Verantwortlichleit gegeben, nicht blos die moraliſche, 
die irrthümlich als ein Kriterium des Abſolutismus der juriſtiſchen gegen⸗ 
übergeſtellt wird. Denn auch im abſoluten Staat kann ſehr wohl die 
juriſtiſche Verantwortlichkeit vorhanden fein, wie die Einkerkerung und Hin⸗ 
richtung von Miniſtern in abſoluten Staaten beweiſt; die Frage iſt nur, 
von wem die Miniſter gerichtet werden, ob blos von der Krone oder von 
der Vertretung. — Der Referent geht alsdann auf die Interpretation der 


das Heerweſen betreffenden Beſtimmungen durch den Abg. Waldeck ein, die 


allen Abſolutiſten zur Freude gereichen müßten und auf die „unglaublichen 
Mißverſtändniſſe“ des Abg. Virchow. Für den Unterſchied zwiſchen dem 
Amendement Ujeſt und denen des Grafen Stolberg und v. Moltke ſpreche 
der Widerſpruch der Rechten und des Grafen Bismarck, ſo mäßig der 
letztere gehalten geweſen ſei. Die Präſenzſtärke von 209,00 Mann fei 
nur bis Ende 1871 bewilligt, dauernd ſeien nur die Eadres, innerhalb 
deren nach 1871 ſehr wohl eine geringere Friedensziffer mit einem gerin⸗ 
geren Koſtenaufwand beſtehen könne. Der Bund habe keinen Kriegsſcha 
und keine Einnahmen, als die der Reichstag ihm bewilligte. Der Kamp 
gan die Reorganiſation ſei aufgegeben, das Haus ſelbſt habe ihn durch 

rtbeilung der Indemnität und Bewilligung des Pauſchquantums begraben 
und Niemand, weder im Haufe noch im Volte, glaube ihn wieder aufneh⸗ 
men zu können. Der Abg. Jakoby habe gegen die Verfaſſung wie gegen 
die Reſultate des letzten Krieges geſtimmt. Immerhin mögen ſich Einzelne 
gegen die Geſchichte bei Seite ſtellen und ſich auf die Entſagung gegenüber 
einer Help tung einſchränken, die zu beſeitigen fie nicht die Kraft haben. 
Ein Volk könne das nicht, es ſei denn als Vorbereitung zur Revolution 

leich der Windſtille vor dem Orkan, eben ſo wenig ein Parlament, ohne 
ſich aufzugeben. Die Schwierigkeit, die das Nebeneinanderbeſtehen zweier 
Verfaſſungen vorläuſig zur Folge hat, würde auch beſtehen, wenn man die 
Reichsverfaſſung eingeführt hätte. Ihre Löſung, ſowie die Entwickelung 
der Bundesverfaſſung überhaupt, gehöre der Zukunft und dem Volke an. 
Ihr mit der preußiſchen Verfaſſungsurkande in der Hand entgegenzutreten, 
ſtehe der preußiſchen Vertretung ſchlechter an, als irgend einer Vertretung 
eines kleinen Staates. Das Amendement von Bockum⸗Dolffs (Einfügung 
von Lauenburg in die Verkündigungsformel) ſei abzulehnen, da die Auf» 
nahme Lauenburgs in die Monarchie leider trotz der Reſolution des Hauſes 
in feiner letzten Seſſion noch nicht vollzogen fer. (Lebhafter Beifall). 

Der Präſident geht nunmehr zur Spezial⸗Diskuſſion der einzelnen 
Verfaſſungsartikel über. Zu Art. 1 verlangt Niemand das Wort und er 
wird mit überwiegender Mehrheit angenommen, fo daß der Praſident die 
übrigen Artikel bis 79 nur nach der Ziffer aufzählt und bei jeder dieſelbe 
Annahme als ſelbſtverſtändlich annimmt. 


Angenommenn wird ferner die Ueberſchrift und di ündi * 
formel nach Ablehnung des Amendements v. engeren 5 
gegen die Roſulotion der Abgg. Waldeck, Virchow und Duncker. 

Der Präſident ſchreitet darauf zur namentlichen Abſtimmung über die 
Berfaſſung im Ganzen und wird dieſelbe in erſter Leſung mit 226 gegen 
91 Stimmen angenommen. (Mit Nein ſtimmen: Aegerter, Alſcher, 
André, Becker, Beitzke, Bender, Boeck, Bresgen, Casper, Claſſen⸗ 
Kappelmann, Cornely, Drabich, Duncker, Eberty, Ellering, Elven, b 
bach, Frech, Frommer, Fühling, Gockel, Graf, Groote, Haebler, 
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Hoppe, v. Hoverbed, Jacoby, Kalau v. d. Hofe, Kantak, Keuffe, v. Kirch⸗ 
mann, Kleinſchmidt, v. Kleinſorgen, Koſch, Krebs, Kreutz, aun (Gol⸗ 
dapp), Kropff, Lanz, Laßwitz, v. Laszewski, Libelt, Löwe, v. Londi, v. Lu⸗ 


binski, Lucas, Mallmann, Metzmacher, Meulenbergh, Michelis (Allenſtein), 


Motty, Nitſchky, Nücker, Olbertz, Baur, Pietzker, Pilaski, Plehn, v. Proff⸗ 


Irnich, Römer, v. Roenne, Roggen, Rohden, Runge, v. Saucken, Schmidt, 


Schulte-Weſthof, Schultze, Schwartz, Senff, Sommer, Stock, v. d. Strae⸗ 
ten, v. Taczanowski, Triacca, Virchow, v. Waligorski, Waldeck, Weber, 
Wendiſch, Weygold, Winkelmann, Ziegler, v. Zoltowksi.) 

Präſident von Forcken beck bemerkt, daß er dem Herrenhauſe erſt 
nach der zweiten Leſung von dem Beſchluſſe des Hauſes über die Ver⸗ 
feffung 1 norddeutſchen Bundes der Geſchäftsordnung gemäß Kenntniß 
eben werde. 

2 Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 10 Uhr. Tages ⸗Ord⸗ 
nung: Interpellation des Abg. Aßmann, betreffend die Berufung v. Oberg's 
aus Hannover an die Stelle v. Kirchmann's, mündliche Berichte über den 
Laskerſchen Antrag und die Finanz⸗Vorlago. 

Halle, 7. Mai. Dem Vernehmen nach findet im Juni 
d. J. das 50jährige Jubiläum der Vereinigung der Univerſitäten 
Wittenberg und Halle ſtatt. Es ergeht deshalb von hier aus der 
Aufruf an alle alten Hallenſer, ſich unter einander wegen einer 
Theilnahme zu verſtändigen. 

Kiel, 7. Mal. Die Nymphe lief am 4. d. M., Abends 6 
Uhr, von Bremerhafen kommend, bier ein und wechſelte mit dem 
Statlonswachtſchiff „Thetis“ die üblichen Salutſchüſſe. 

Karlsruhe, 6. Mal. Die offtztöſe „Karlsr. Zeitung” 
ſchreibt:? „Der Muth und die Kriegsfuft des Auslandes werden 
gehoben, das Selbſtvertrauen und die Widerftandsfähigfeit des 
Inlandes geſchwächt, die gewünſchte „Interventlon“ wird er— 
leichtert, wenn man täglich den Süden Deutſchlands als an ſich 
ſchwach, jeder Gegenwehr unfähig und die Schutz- und Trutzbünd⸗ 
niſſe mit Preußen als illuſoriſch darſtellt. Unter den Nachrichten, 
welche täglich zu ſolchem Zweck erfunden werden und die Runde 
durch den betreffenden Theil der Preſſe machen, findet ſich eine in 
Nr. 106 des „Badiſchen Beobachters“ vom 5. Mai, des Inhalts: 
„Preußen könne im Kriegsfall den Oberrhein nicht decken, alſo liege 
Süddeutſchland dem Eindringen einer franzöſiſchen Armee offen 
da. Das Berliner Kabinet habe auf die Anfrage Badens erklärt, 
es könne Deutſchland nur bis Mainz, aber nicht weiter ſübdlich 
decken.“ Weder hat Baden eine ſolche oder ähnliche Frage geftellt, 
noch Preußen eine ſolche Antwort gegeben. Beide ſiud zu hand⸗ 
greiflichen Zwecken erfunden.“ 

Stuttgart, 6. Mai. Der neue Kriegsminifter v. Wagner 
hat die bereits befohlene Abänderung der Gewehre nach dem Syſtem 
Albini-Brandle ſiſtirt. Dieſelben ſoll jetzt in Zündnadelgewehre in 
der Weiſe umgeändert werden, daß das jeitherige Kaliber beibe- 
halten wird. Der techniſche Anſchluß an die preußiſche Armee 
geht zwar hinſichtlich der Munition verloren; immerhin iſt dieſer 
Umſchwung zum preußiſchen Syſtem in politiſch⸗militäriſcher Hin- 
ſicht ſehr erfreulich. — Die Stimmung, namentlich im Offizier⸗ 
Korps, ſoll ſich in einer auffallenden Weiſe zu Gunſten Preußens 
geändert haben und man ſieht ſogar ſehnlichſt der Ankunft eines 
preußiſchen Generals entgegen, denn man iſt zu der Erkenntniß 
gekommen, daß die entſchieden partikulariſtiſche Richtung, die im 
Militärweſen, mehr als irgendwo, gerade in Württemberg an der 
Tagesordnung war, ihre großen Schattenſeiten hatte. Auch jetzt 
iſt übrigens noch ein Mangel an Vertrauen in Bezug auf die 
oberfte Leitung bemerkbar. Da in Württemberg der Kriegs- 
minifter zugleich kommandirender General iſt, fo ſpricht man da- 
von, daß Prinz Friedrich von Neuem das Korps-Kommando er- 
halten ſoll. 

Aus Süddeutſchland, 5. Mai. (K. 3.) Das fran- 
zöſiſche Kabinet ſcheint durch die Sendung des bateriſchen Grafen 
Tauffkirchen nach Berlin und Wien gewiſſer Maßen überraſcht 
worden zu fein, weil daſſelbe nach den dieſer Sendung vorher- 
gegangenen Erklärungen ſeiner Bevollmächtigten in München, Karls⸗ 
ruhe und Stuttgart ſich der Erwartung überlaſſen zu dürfen 
glaubte, daß die ſüddeulſchen Staaten alles vermeiden würden, 
woraus eine Parteinahme gegen Frankreich gefolgert werden könnte. 
Es iſt bekannt, daß in München ſowohl als in Stuttgart einfluß⸗ 
reiche Kreiſe und die Ultramontanen, wenn auch zur Zeit nicht 
für eine Verbindung mit Frankreich, ſo doch für eine Neutralität 
beim Ausbruch eines Krieges zwiſchen Preußen und Frankreich 
thätig waren. In dieſem Sinne könnte man ſie die franzöſiſche 
Partei nennen, welche für die Anbahnung weiterer und Innigerer 
Beziehungen zu Frankreich Gelegenheit darbot. Eine kurze Zeit 
ſtanden dieſe Ultramontanen Süddeutſchlands und Frankreichs in 
der luxemburgiſchen Frage nicht auf Frankreichs Seite; ſie fürch⸗ 
teten von Frankreich ein Preisgeben Roms zur Gewinnung der 
Unterſtützung Italiens gegen Deutſchland. Es ſcheinen ihnen aber 
in dleſer Beziehung zufriedeuſtellende Bürgſchaften, wenigſtens Zu- 
ſicherungen gemacht zu ſein und ſeltdem iſt die Neutralität die Grund⸗ 
lage ihrer Politik. In Paris ſcheint man in Folge deſſen die Er- 
wartung gehegt zu haben, das Süddeutſchland ſich jeder preußen- 
freundlichen Politik enthalten werde. Als indeſſen die große Mehr- 
zahl der einflußreiheren Journale, Volks- und Partei-Berfamm- 
lungen ſich gegen eine Vertretung franzöſiſcher Jutereſſen erklärten, 
als die Sendung des Grafen Tauffkirchen eine Verbindung Süd⸗ 
deutſchlands, Preußens und Oeſterreichs befürchten ließ, baben die 
franzöſiſchen Vertreter an den ſüddeutſchen Höfen nicht nur Vor⸗ 
ſtellungen gegen die eingeſchlagene Polltik erhoben, ſondern auch 
auf die großen Nachtheile hingewieſen, welche für Süddeutſchland 
aus einem Aufgeben einer neutralen Stellung erwachſen würden. 
Dieſe Schritte des Pariſer Kabinets haben aber bei den ſüddeutſchen 
Regierungen, wie von unterrichteten Perſonen verſichert wird, Teine 
entgegenkommende Aufnahme gefunden, vielmehr iſt überall darüber 
kein Zweifel gelaſſen, daß die Regierungen in den Stunden der 
Gefahr für die nationale Sache eintreten würden. 


Ausland. 

Wien, 6. Mal. Der „Boh.“ wird geſchrleben, daß in der 
geſtrigen Konferenz von Abgeordneten Freiherr v. Beuſt u. A. mit- 
getheilt habe, daß v. Hasner und Baron Dobblhoff zu Iebensläng- 
lichen Herren hausmitgliedern ernannt ſeien. — Als künftigen Prä- 
ſidenten des Abgeordnetenhauſes bezeichnet man Mor. v. Kaiſerfeld, 
er gehört zu den ſteiriſchen Autonomiſten. 

— Der außerordentliche Profeſſor in Jena, Dr. Frank, hat 
einen Ruf als ordentlicher Profeſſor an die hieſige evangeliſch— 
theologiſche Fakultät erhalten und angenommen. 

Brüſſel, 8. Mai. Zuverläſſig verlautet Folgendes über 
die Konkluſlon des Berichtes des engliſchen Ingenieurs Charles 
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(Randow), Harkort, Hermann, v. Hilgers. Hobbeling, Hoffmann (Ohlau), 


Hartley über die Schelde-Angelegenhelt: Die Abdämmung der Oſt⸗ 
ſee-Schelde wird die Schiffbarkeit der Weſter-Schelde von Ant- 


werpen bis zur See beeinträchtigen. Ein Viadukt würde dieſe Ab- 


dämmung nüßlich erſetzen. Die Abdämmung des Sloe wird da- 
gegen die Weſter-Schelde nicht beeinträchtigen, der Südbeveland⸗ 
Kanal iſt ein voller Erſatz für die Oſter-Schelde und das Schloe, 
jo weit es ſich um die Verbindung zu Waſſer zwiſchen Belgien, 
Holland und dem Rheine handelt. Der Bericht, des preußiſchen 
Ingenieurs iſt, wie verſichert wird, ähnlich gehalten, der des fran- 
zöſiſchen weſentlich günſtiger für Holland. 

Paris, 7. Mal. (N. A. Z.) Nicht blos der Frühling, 
nein der volle Sommer iſt plötzlich über Paris gekommen. Acht 
und vierzig Stunden waren hinreichend, um uns vom Froſt und 
Sturm zum blauen Hlmmel, zur lachenden Sonne und zu der 
lauen Temperatur zu führen, welche die alten Dichter bei Beſin— 
gung des Monats Mai jo boch preiſen. Die Hälfte der Parifer 
iſt aufs Land, die andere Hälfte eilt in eleganter Equipage oder 
im beſcheidenen Flaker zu dem Rennen in Longchampe. Leider iſt 
das Wetter in der Polltik weder ſo ſchön, noch hat es ſolche Aus⸗ 
ſicht auf Beſtand, wie das Wetter, welchts der Barometer anzeigt, 
obwohl die Parteigänger des Friedens mit faſt ſieberhafter Auf- 
merkſamkelt nach jedem Momente haſchen, das ihre Hoffnungen zu 
unterſtützen vermag. Auch will man wiſſen, daß dle weiteren 
Krlegs vorbereitungen, namentlich die Pferde-Aufäufe in Ungarn, 
beanſtandet worden wären; aber die Geſchäftswelt iſt noch keines- 
wegs beruhigt und allerdings hält man dieſen Nachrichten von dem 
Einhalt in den Rüſtungen die wenig friedliche Thatſache entgegen, 
daß in Vienne Befeſtigungs-Arbeiten in Angriff genommen wer- 
den, und daß die Milttär⸗Behörden die Perſonen, deren Häuſer 
wegen der Fortifikationen exproprilrt wurden, davon bereits unterrichtet 
haben. Nun verſucht man wohl, die Befürchtungen wegen dieſer 
Nachricht dadurch zu entkräften, daß man behauptet, die Befefti- 
gung der Stadt fei bereits vor mehreren Monaten beſchloſſen ge- 
weſen; aber dies reicht zur Beruhigung der Gemüther nicht aus, 
und es wäre vielleicht beſſer geweſen, unter den obwaltenden Ver- 
hältniſſen die Suspendirung der Arbeiten zu defretiren. 

Bei dem Präſidenten des Senats, Herrn Troplong, war heute 
ein großes Diner veranſtaltet, zu welchem Prinz Oscar von Schwe- 
den eine Einladung angenommen hatte. Ein größeres Intereſſe 
hat aber wohl der Ball, den der Präſident des geſetzgebenden Kör- 
pers in dieſen Tagen zur Feier des Antritts ſeiner Würde zu 
geben gedenkt. Eine große Menge von Arbeitern iſt jetzt ſchon 
damit beſchäftigt, die Räume, in der die Feſtlichkeit ftattfinden wird, 
großartig einzurichten. In dem Garten wird eine lange Gallerie 
aus Holz erbaut, welche dieſelbe Länge und Breite erhalten wird 
als die Gallerie, wo ſich ſonſt die Gemälde des Herzogs von 
Morny befanden. Dieſe beiden Gallerien werden durch eine breite 
Mittelgallerie verbunden werden, in welcher auf den beiden Selten 
die Orcheſter plaelrt werden. Der Garten wird à giorno erleuch- 
tet ſein. Fünfhundert venetianiſche Laternen und 6000 farbige 
Gläſer find dazu beſtimmt. 


London, 6. Mal. Ueber die kommerzielle Stellung und 
Zukunft Luxemburgs enthält die „Times“ einen Artikel, deſſen ein- 
gehende Fachkenntniſſe ſchließen laſſen, daß er aus intereſſirter Fe⸗ 
der herrührt. Es wird dargethan, daß der Handelsſtand des Groß⸗ 
herzogthums am liebſten die Fortdauer des gegenwärtigen Verhält- 
niſſes, alſo die fernere Verbindung mit dem Zollvereine, ſehen 
würde. 

London, 6. Mai. Die Befürchtungen wegen Unruhen 
während des auf heute feſtgeſetzten Meetings der Reformliga haben 
ſich nicht beſtätigt. Die Regierung, die im letzten Augenblick er- 
kannt haben will, daß ihr Recht, politiſche Meetings in den haupt- 
ſtädtiſchen Parks zu verbieten, auf nicht allzu ſicheren Füßen ſtehe, 
willigte ein, die Parkthore offen zu laſſen; fie wird ein Auge zu- 
drücken, wenn ſich innerhalb des Parkes Gruppen bilden; wenn 
inmitten dieſer Gruppen irgend Jemand eine Rede halten wird; 
wenn befagte Gruppen dieſen Reden zuhören und Beifall klatſchen 
werden und wird nlcht einjchreiten, wenn gewiſſe polltiſche Reſolu⸗ 
tionen gefaßt werden. Wogegen die andere kontrabirende Partei 
ſich verpflichtet, nicht in geſchloſſenen Reihen, vielmehr in beſchel⸗ 
denen Abthellungen ohne Muſikchöre und fliegende Fahnen in den 
Park einzuziehen, daſelbſt auch keine Rednerbühnen aufzuſchlagen, 
ſich loyal zu benehmen, aufreizende Reden zu vermeiden und ihr 
Möglichſtes zu thun, den Pöbel von Skandalen abzuhalten. 

— 7. Mal. Ueber 50,000 Perſonen drängten ſich heut, von 
der Polizei nicht beläſtigt, im Park. Reden wurden gehalten und 
Reſolutionen gegen den Reform-Entwurf der Reglerung angenom- 
men. Einen Arbeiterzug leitete ein Mann mit phrygiſcher Mütze. 
Das voraufziehende Muſikkorps ſpielte die Marjeillaife. Die Ruhe 
iſt nicht geſtört worden. 

Madrid, 4. Mai. Marſchall Narvaez ſoll beabſichtigen, 
einen 8 — 10tägigen Urlaub anzutreten, noch ehe die Durchreſſe des 
Königs von Portugal, die auf unbeſtimmte Zeit verſchoben ift, ihn 
wieder an die Hauptftadt feſſelt. Während der Abweſenhelt des 
Minifterpräfidenten würde der General Graf von Canada die Lei— 
tung des Kriegsminiſteriums übernehmen, ja möglicherweiſe wird 
dies Portefeuille dauernd in feine Hände gelegt werden, da Mar- 
ſchall Narvaez wiederholt den Wunſch ausgeſprochen, kein ſpezielles 
Reſſort zu behalten, ſondern nur die Oberleitung der Geſchäfte als 
Konſeilspräſtdent fortzuführen. 


Pommern. 

Stettin, 9. Mal. Wenngleich wir bereits am Tage der 
Eröffnung des „Viktorlabazars“ über deſſen Reichbaltigkeit und ge- 
ſchmackvolles Arrangement berichtet haben, nahmen wir heute doch 
noch einmal Veranlaſſung, deuſelben zu beſuchen, umſomehr, als 
jeit geſtern noch in eln em ſich den übrigen Räumlichkelten anfchlie- 
ßenden kleinen Saale prachtvolle Gemälde und verſchledene ſonſtige 
Gegenſtände neu aufgeſtellt find. Das Ganze macht auf den Be- 
ſchauer einen äußerſt angenehmen, wohlthuenden Eindruck und wir 
können insbeſondere auch unſeren verehrten Leſerinnen einen Be- 
ſuch des Bazars aus voller Ueberzeugung als lohnend empfehlen, 
wobei wir gleichzeitig noch bemerken wollen, daß Niemand ge- 
nöthigt iſt, dort auch etwas zu kaufen, letzteres hängt vlelmehr 
ganz vom Belieben des Beſuchers ab. Der Beſuch iſt bisher ein 
jo zufriedenſtellender geweſen, daß ſogar die Abſicht vorliegen fol, 
den Schluß noch um kurze Zeit weiter auszudehnen, als urſprüng⸗ 
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lich beabſichtigt war; die bisherige Einnahme überſteigt äußerem 
Vernehmen nach bereits die Summe von über 2,200 Tbalern. 

— Ein bieſiger Dienjtmann erblelt geſtern von einem Herrn 
20 Thlr. mit dem Auftrage, dafür aus der Kollekte des Herrn 
Schreper Lotterle-Looſe zu holen. Nach feiner Angabe will er das 
Geld einem unbekannten jungen Menſchen gegeben haben, der ſich 
erboten, für ihn den erhaltenen Auftrag auszuführen, mit den 20 
Thlrn. aber ſpurlos verſchwunden if. Die Richtigkeit dieſer An⸗ 
gabe erſchlen von vorn herein ziemlich zweifelhaft, auch konnte der 
Dienſtmann ſpäter der Polizeibehörde gegenüber jene Angabe nicht 
näher erweielich machen. 

— Die unverehelichte P., welche auf ihre Bitte bei einem 
Arbeiter, der fie von Stargard her kannte, für die Nacht vom 4. 
zum 5. d. M. Aufnahme fand, lohnte dieſe Gaſtfreundſchaft da⸗ 
durch, daß fie ihrem Wirthe ein Deckbett ſowle verſchledene andere 
Gegenſtände aus der ihr angewieſenen Schlafkammer ſtahl und 
ſich damit noch vor Einbruch der Nacht heimlich entfernte. Am 
nächſten Morgen faßte der Arbeiter die P. auf dem Bahnhofe in 
dem Augenblick ab, als ſie ein Billet zur Fahrt nach Stargard 
löſte; fie bekannte, das Deckbett bereits verkauft zu haben und gab 
die anderen Sachen, welche fie bei ih führte, dem Eigenthümer 
heraus. Letzterer wollte die P. nun der Pollzelbebörde vorführen, 
fie zog es aber vor, auf dem Wege dorthin die Flucht zu ergrei- 
fen und iſt auch bisher nicht ermittelt worden. 

— Geſtern Abend wurde in der Oder in der Nähe des Pack- 
hofes die Leiche eines unbekannten Mannes gefunden und nach 
dem Krankenhauſe geſchafft. 

— Die in der Königl. Marine angeſtellten Verſuche, wollene 
und leinene Gegenſtände unter Anwendung von Qulllaya-Rinde an 
Stelle von Seife und Soda zu waſchen, haben ein günſtiges Re⸗ 
ſultat geliefert. Um ein weiteres Urtheil über die Verwendbarkeit 
der Qutllapa-Rinde zu gewinnen, find andermeite Verſuche ange⸗ 
ordnet worden. 


Neueſte Nachrichten. 

Dresden, 8. Mal. Das „Dresdner Journal“ dementirt 
auf das Entſchledenſte die von den Zeitungen gebrachte Nachricht, 
daß die ſächſiſche Regierung die Konvertirung der ſechsprozentigen 
Handdarlehnsſchuld in eine fünſprozentige Staatsſchuld eingeleitet 
habe oder einzuleiten beabſichtige. 

Wien, 8. Mai. Die „Wiener Abendpoſt“ veröffentlicht ein 
Telegramm aus London, dem nach in der geſtrigen Konferenz ein 
bereits ausgearbeiteter Vertragsentwurf vorgelegt wurde, welcher 
mit Ausnahme eines einzigen Artikels allgemeine Zuſtimmung fand. 
Es iſt gegründete Ausſicht auf baldige Verſtändigung vorhanden. 

London, 8. Mai. Die heutige erſte Sitzung der Kon- 
ferenz war nicht blos formell, man beſprach vielmehr eingehend die 
Berathungsbaſen, vornehmlich die Garantiefragen. England zeigte 
Abneigung, Luxemburg ſpeziell zu garantiren, es würde Luxemburgs 
Einigung mit Belgien wegen deren Geſammtgarantirung vorziehen; 
doch wird England dieſe Bedenken aufgeben. 

Newyork, 6. Mai. Man berichtet aus Chicago von einer 
umfaſſenden Arbeitöniederlegung. Die Arbeiter verlangen eine Re- 
duktion der Arbeitszeit auf 8 Stunden per Tag. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

London, 8. Mat, Abende. Lord Stanley Hatte heute 
Einzelbeſprechungen mit mehreren Konferenzmitgliedern, deren Ge⸗ 
genſtand angeblich die Garantlefrage war. Die Stimmung der 
diplomatiſchen Kreiſe iſt boffnungsvoll. Labouchere's ohne Angabe 
eines Grundes vertagte Interpellatlon kommt wahrſcheinlich mor- 
gen vor. 

Schiffs berichte. 

Swinemünde, 8. Mai, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
ber (SD), Gallilei von Hull. Norman (SD), Cave 
NW. Revier 144 F. Strom ausgehend. 

. Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 9. Mai Witt 5 ön. Temde y OR. 
Wa 8 ai. itterung: ſchön. Temperatur + 10 0 R 


Hum⸗ 
von London. Wind: 


An der Börſe. 5 

Wetten anfangs niedriger, dann steigend bezahlt, Schluß ruhiger, 
feco pr. Böpfb. gelber und weißbunter 86 — 96 N bez., 83—85pfd. gelber 
Junf Juli 30 f 4 Gb., tl u. 1 0 e 92 3. bez. u Br., 

* ia PN + Augu | F N > z v 
75 % de, 5 1 900 guſt 89½ 3% Br., Septbr.⸗Oktbr. 80, 
„„ Roggen höher bezahlt, pr. 2000 Pfd. loco 65—67 bez., Frühj. 
66 ½, 67, 661, 9% bez., Mai⸗Juni 64 Ag Br., Jun. Julf 63. he 
bez., Br. u. Gd., Juli⸗Auguſt 61 44 bez. u. Br., September Oktober 
55 C Br. 

Gerſte loco pr. 70pfd. ſchleſ. 47½ —48¼ e bez., feine vorpomm. 
50 3. bez., 69 —70pfd. Frühf. ſchleſ. 49 . bez. 

Hafer loco pr. 50pfd. 35 — 351% 3% bez., 47—50pfd. Frübi. 36 % 
bez., Mai-Juni 35 % bez. 

Erbſen loco Futter- 5758 % bez. 

8975 de 45—46 8 

übel feſter, loco 10%, Br., Mai 10d, 14 3% bez., Sept. 
Ottbr. 11Y, 5 Br. in De 

Spiritus matt, loco ohne Faß 171, 3% bez., Frühjahr und Mair 
Juni 171 5% bez. u. ©, ½ . Br., . 17% Br., 
e 179% & bez. u. Br., September ⸗ Oktober 17¼ St bez., 
a , r. 

Angemeldet 300 Wſpl. Weizen, 200 Wſpl. Roggen, 200 Wſpl. 
Hafer, 300 Ctr. Rüböl. 

Hamburg, 8. Mai. Getreidemarkt. Weizen und Roggen kaum be- 
gauptet. Weizen pr. Mai 5400 Pfd. netto 165 Bankothaler Br., 164 Gb., 
pr. Mai⸗Juni 159 Br., 158 Gd. Roggen pr. Mai 5000 Pfd. Brutto 
111 Br., 110%, Gd., pr. Mai Juni 1091, Br., 109 Gd. Hafer flau. 
Oel matt, pr. Mai 233, pr. Oktober 25 ½. Spiritus ſtille, 24. Kaffee 
feſt, verkauft 3000 Sack. Zink ſehr ruhig“ — Sehr ſchönes Wetter. 

Amſterdam, 8. Mai. Getreidemarkt. (Schluß bericht.) Weizen und 
Roggen Sommertermine etwas höher, ſonſt unverändert. Raps pr. Mai —, 
pr. Oktober 69½. Rüböl pr. Mai —, pr. Oktbr.⸗Dezbr. 384%. 

London, 8. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Sehr ſchwache Zus 
fuhren von engliſchem Weizen, reichliche von fremdem Weizen, Gerſte und 
Hafer. Sehr geringes Geſchäft, weil Weizen⸗Inhaber zu niedrigen Preiſen 
nicht abgeben wollen. — Schönes Wetter. 


